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K O M M E N T A R

Treuhand,
Gewerkschaften,
Bürgerbewegung

Das Verhältnis der Bürgerbewegung zur 
Treuhand kann durch die terroristische 
Ermordung ihres Präsidenten nicht be­
rührt werden. Es war lange vorher in al­
len Ländern der ehemaligen DDR klarge­
worden, daß das Konzept der Treuhand 
nicht ausreicht, um soziale Gleichheit in 
beiden Teilen Deutschlands herzustel­
len. Und es versteht sich von selbst, daß 
die gewaltfreien Revolutionäre einer Dik­
tatur nicht ausgerechnet in der Demo­
kratie danach dem Terrorismus sympa­
thisieren.
Dagegen fällt die Schreckreaktion eini­
ger DGB-Gewerkschaften, zur Einstel­

lung der Montagsdemonstrationen auf­
zurufen, sehr merkwürdig auf. Was hat 
der politische Terrorismus in West­
deutschland mit den sozialen Forderun­
gen der Ostdeutschen zu tun? Es fällt 
hier niemandem ein, Staatstrauer mit 
sozialpolitischer Devotheit zu verwech­
seln.
Wem aber fällt das ein? Den ostdeut­
schen Gewerkschaftern wohl kaum. Aber 
einigen Gewerkschaftsführungen, die ge­
wohnt sind, in der Bundesrepublik Politik 
zu machen. Darin liegt ein wichtiger Hin­
weis auf die Grenzen der gewerkschaftli­
chen Neuorganisation und die jetzige 
Kampfkraft der Gewerkschaften. Die öst­
liche Basis und die westliche Führung 
scheinen noch weit auseinanderzuklaf­
fen. Wenn die Gewerkschaftsspitzen sich 
so beziehungslos irren können, dann ha­
ben die Gewerkschaftsmitglieder im 
Osten noch gar keine neue, aus ihren Be­
trieben und Erfahrungen entstandene 
Vertretung im Gewerkschaftsapparat

hervorbringen können. Die bisher sicht­
bare Interessenvertretung wird also we­
sentlich durch den in Westdeutschland 
aufgebauten Gewerkschaftsapparat or­
ganisiert. Daher die manchmal schrillen 
und -  unter besonderen Umständen -  
auch ganz falschen Töne.
Es wird also nichts anderes helfen, als 
die breite Erfahrung der Bürgerbewe­
gung „quer durch alle Parteien" wieder­
zubeleben, um der Gesamtkrise Ost­
deutschlands angemessen entgegentre­
ten zu können. Allein mit den Lohnforde­
rungen einzelner Gewerke ist es nicht 
getan.
Die ehemalige DDR muß für fünf oder 
zehn Jahre zu einem Sondergebiet 
erklärt werden. Erst dann könnten 
Maßnahmen getroffen werden, die end­
lich die richtige wirtschafts- und sozial­
politische Größenordnung erreichen. Die 
Eigentumsregelung muß umgekehrt wer­
den: Entschädigung vor Rückgabe. Für 
viele Erzeugnisse müssen Quotierungen

eingeführt werden, die eine gleiche Ent­
wicklung der Produktions- und For­
schungsstandorte im Osten erzwingen. 
Ein Viertel der deutschen Bevölkerung 
muß auf ihrem Territorium auch ein Vier­
tel aller Waren, Dienst- und Forschungs­
leistungen produzieren. Der Handel 
kann solche Quotierungen einhalten. Ein 
Ministerium für innerdeutschen Aufbau 
sollte diese aktive Wirtschaftspolitik 
steuern und an die Stelle der Treuhand 
treten. Ein Wirtschafts- und Sozialrat, der 
aus Unternehmerverbänden, Gewerk­
schaften und den sozialen Verbänden 
und Bürgerbewegungen am Runden 
Tisch von unten gebildet werden könnte, 
muß dieses Ministerium kontrollieren. 
Auch Grundentscheidungen für eine kon­
zertierte Aktion können im Wirtschafts­
und Sozialrat getroffen werden. Maßnah­
men müssen der Größe der Schwierig­
keiten entsprechen. Weder Treuhand- 
noch Gewerkschaftspolitik allein sind ih­
nen angemessen. Klaus Wolfram
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Demos allein 
ändern nichts

Ich gestehe, daß ich Eure Zei­
tung erstmalig zu Beginn der 
Veröffentlichung der Stasi-Li­
sten gelesen habe. Das hängt 
aber m it meinen Finanziellen 
Möglichkeiten zusammen.
Sehr zustimmend muß ich 
mich zu dem Beitrag von Frau 
Barbara Zümer („Arbeitslose 
sind nicht schwach“) äußern. 
Ich selbst habe versucht, 
Kräfte zu mobilisieren und 
Menschen aus ihrer Resigna-
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tion zu holen. Leider sind aber 
Angst, Gleichgültigkeit und 
Unterwürfigkeit tiefer verwur­
zelt, als wir wahrhaben wollen. 
Ich wehre mich entschieden 
dagegen zu sagen, wir müssen 
etwas für die Schwachen tun. 
Aber dann sollen, verflixt noch 
mal, die Betroffenen auch end­
lich dagegen antreten!
Mein Motto ist immer, ich 
muß gleichermaßen für mich 
und andere Aktivitäten entwik- 
keln. Wenn ich meine Vorzüge 
in die Gemeinschaft einbringe, 
helfe ich der Gruppe und be­
gebe mich gleichzeitig aus 
meiner Isolation. Aber durch 
ihr falsches Verhalten geben 
viele Arbeitslose und Kurzar­
beiter in dieser Zeit wieder 
Machthungrigen die Chance, 
über ihren Kopf zu bestimmen. 
Nur Demos allein ändern un­
sere mißliche Lage nicht. Ver­
gessen wir doch nicht, daß es 
in Ostdeutschland zunehmend 
Arbeitslosigkeit bereits seit Ja­
nuar 1990 gibt, also zu DDR- 
Zeiten.
In Gesprächen höre ich immer 
häufiger die Klage, daß in den 
Betrieben und Verwaltungen 
noch die alten Unfähigen sit­
zen und die sogenannten Krie­
cher, die sich noch nie durch 
gute Leistung auszeichneten. 
Aber wie gesagt, das hört man 
nur in Einzelgesprächen und 
kleinlaut. Das muß schnell­
stens anders werden. Hier ist 
meines Erachtens eine Solida­
rität zwischen Betroffenen der 
alten und der neuen Bundes­
länder erforderlich. Keinesfalls 
aber sollten wir auf „Hilfe von 
oben “ warten; wir können uns 
nur selbst helfen!

E. Schröder, Luckenwalde

Parteibürokratie für 
Arbeitsbeschaffung

(Betrifft: SPD (Ost) au f Di­
stanz zu Bonn?, die andere 
12/91)
Nach dem Lesen dieses Arti­
kels werde ich das Gefühl 
nicht los, die Spezialdemokra­
ten betrachten sich als eine 
große Arbeitsbeschaffungs­
maßnahme. Da wird also eine 
Partei aufgebaut, um ein paar 
Arbeitsplätze zu schaffen („Ei­
gentlich brauchen wir 36000 
Mitglieder, um unseren Appa­
rat selbst finanzieren zu kön­

nen.“). Es wäre wohl ange­
brachter, den Apparat zu ver­
kleinern. Schließlich gibt es 
sinnvollere Arbeiten als die 
Verwaltung von Menschen. 
Man darf gespannt sein, wie 
die SPD versucht, an neue Mit­
glieder heranzukommen, und 
vor allem, wie sie diejenigen 
belohnt, die erfolgreich gewor­
ben haben. Vielleicht mit ei­
nem aussichtsreichen Listen­
platz bei den nächsten Wah­
len?

Dirk Blochberger, Auma

Kalt, gefühllos, 
verantwortungslos

Zunächst: Ich bin konsequent 
für die Bewältigung unserer 
Vergangenheit, ohne Wenn 
und Aber. Nur Ihre Entschei­
dung zur Veröffentlichung der 
Namens- und Gehaltslisten 
des MfS hätte -  wenn über­
haupt -  einen Sinn in den Ta­
gen der Wende gehabt. Jetzt

kennen waren? Diese waren ja 
sogar, einschließlich der Ge­
hälter von Honecker und 
Mielke, verglichen mit denen 
in der BRD, sozial verträglich. 
Die Belastungen, die wir zu er­
tragen hatten, lagen in den Pri­
vilegien, deren Wurzeln wie­
derum ihren Nährboden in der 
Deformation des Systems hat­
ten. Und diese Privilegien hat­
ten nun wirklich nur jene, die 
zu den führungsmäßigen Trä­
gern des Systems zählten, ob 
Generaldirektor eines Kombi­
nats, Abteilungsleiter des ZK  
der SED oder des MfS oder ei­
nes Ministeriums. Erst in die­
sen Ebenen begann es mit den 
Privilegien. Erst hier kamen 
die echten Einkünfte zustande, 
die nicht erarbeitet wurden, 
sondern die man sich durch 
Beschlüsse und Nomenklatura 
zuschob. Dieses aufzudecken 
wäre eine gerechtfertigte Ver­
gangenheitsaufarbeitung. Das, 
was sie aber tun, ist Verketze-

lenkt sie von den neuen, exi­
stenzbedrohenden Problemen 
ab. Just im Moment, wo Leip­
zig und andere Städte auf die 
Straße gehen und soziale Ge­
rechtigkeit einfordem, wollen 
Sie diese Bewegung in die Pro­
bleme der Vergangenheit kana­
lisieren. Das ist, offen gesagt, 
eine Kampagne zum Abtöten 
der Basisdemokratie! Wissen 
Sie wirklich nicht, daß die Pro­
bleme der alten DDR nicht in 
den Gehältern der DDR zu er-

rung, ist Kesseltreiben und ver­
breitet familiäres Unglück ge­
rade dort, wo es ohnehin am 
meisten besteht. Dort sind un­
differenziert Renten gekürzt 
worden und die Krankenversi­
cherung gestrichen. Dort gibt 
es die größte Arbeitslosigkeit. 
Selbst das bereits neu gefaßte 
Vertrauen und das Ja zum  
Grundgesetz unseres Staates 
werden immer wieder zertram­
pelt. Sie beteiligen sich daran 
-  kalt, gefühllos und unverant­

wortlich. Warum verfolgen Sie 
nicht die durchaus sichtbaren 
Spuren solcher Täter wie 
Schalck-Golodkowski oder je ­
ner, die sich in neuen Seil­
schaften, in GmbH tarnen 
und Gründungsgelder verwen­
den, die sie dem Volk gestoh­
len haben? Warum suchen Sie 
nicht die Fragebogenfälscher, 
die freute in westdeutschen 
Unternehmen sind und ihre 
früheren Gehälter beziehen?

R. Jordan, Berlin

Mehr Dialog 
mit den Opfern

(Betrifft: Interview m it MfS- 
Oberleutnant Kittier, die an­
dere Nr. 13/91)

Mit immer größerem Entset­
zen stelle ich, eines der Stasi- 
Opfer, fest, daß die Massenme­
dien mehr den Dialog mit den 
Tätern als m it den Opfern füh­
ren. Hört man dem Gesäusel 
der Täter genau zu, äußern sie 
niemals etwas Konkretes über 
ihre Tätigkeit als MfS-Offizier; 
aber grundsätzlich werben sie 
um Verständnis für das Tun 
des MfS. Was auch immer es 
war, angezweifelt wird alles, 
was schlimm gewesen sein 
könnte.
Spricht der Herr Oberleutnant 
von den Schreibtischtätern, die 
andere haben ausführen las­
sen, entstellt er doch die Tatsa­
chen. Jeder, der für das MfS 
als Mitarbeiter interessant war, 
wurde geworben oder hat sich 
selbst beworben. Er bekam mit 
Ehrgeiz und Eignung bis ganz 
oben einen Schreibtischtäter- 
Job. Jeder kleine Aus führende 
von unten hatte doch das Be­
streben, sich nach oben zu die­
nen. * Ob als Straßenschläger 
oder Amor, der die Ehefrauen 
von inhaftierten Oppositionel­
len zu bearbeiten hatte, um de­
ren Scheidung zu erzwingen -  
die Genossen haben ihren 
Kampfauftrag erfüllt.
Es kann und darf keine Grenze 
gezogen werden; die Haupt­
amtlichen des MfS sollten alle 
veröffentlicht werden.
Was tun denn alle westlichen 
Geheimdienste, wenn sie um 
die Mitarbeit der MfS-Leute 
buhlen? Sie greifen auf deren 
Erkenntnisschatz und Erfah­
rungen in der Personenbe- 
schnüfflung und -Überwachung 
zurück.

Dieter Preißler, Berlin

Keinen Schwamm 
drüber

Daß Ihr die Gehaltslisten des 
ehemaligen Staatssicherheits­
dienstes veröffentlicht, ist ein 
längst fälliger, mutiger und ver­
nünftiger Schritt. Wichtig ist, 
daß er zur restlosen Aufdek- 
kung aller Zusammenhänge 
führt. Die „Scfrwamm-drüber- 
Leute“ werden naturgemäß 
grollen, aber all jene, die an ei­
ner offenen, aufrichtigen Ver­
gangenheitsbewältigung inter­
essiert sind, werden diesen 
ersten Schritt mit Dankbarkeit 
aufnehmen.
Laßt Euch nicht bange ma­
chen, diese Art der Aufarbei­
tung, die ja nur der Anfang ist, 
erzeugt keinen Haß, denn der 
ist schon lange da. Wir mußten 
ständig mit ihm leben. Jetzt 
wird er in vernünftige, sachli­
che Bahnen gelenkt und ver­
hindert vor allem die vielen, 
fehlgeleiteten Emotionen, die 
sich aufgebaut haben -  das 
kann nur gut sein. Dieses 
Thema muß zu Ende gebracht 
werden, damit das ganze Land 
wieder frei atmen kann!

Peter Schulze, Jabelitz

Richtigstellung
(Betrifft: „Was wir brauchen, 
ist eine neue Offenheit“, die 
andere Nr. 10/91)
Der Autor baut seinen Aufsatz 
auf Behauptungen auf, die 
nicht der Wahrheit entspre­
chen. Herr Hetze, der die 
Sachsenkonferenz des Bünd­
nis 90 besuchte, hatte alle 
Möglichkeiten, Beschlußvorla­
gen sowie weitere Informatio­
nen sich zu eigen zu machen. 
Die Grundlage für einen seriö­
sen Bericht war zu haben.
Der Autor behauptet, den zum 
Leitantrag gewählten Antrag 
zu zitieren. Weder Wortlaut 
noch Inhalt der Zitate decken 
sich mit dem im Protokoll ver­
zeichnten Leitantrag noch 
mit irgendeinem anderen A n­
trag der Sachsenkonferenz ... 
Weitere Ausführungen des Au­
tors, welche auf den als Fakten 
getarnten Unwahrheiten auf­
bauen, stellen sich so als pole­
mische Taschenspielertricks 
und als unangebrachter Profi­
lierungsversuch dar, was Tiet- 
zes Überschrift zur Posse wer­
den läßt.

Ullrich Keller, Thomas Pilz, 
Landessprecher des 
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